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Znhalt: 

Ueber die Verantwortlichkeit des obſiegenden Klägers für die 
Gebühr von gerichtlichen Urtheilen, insbeſondere von handels— 
rechtlichen Zahlungsauflagen. 8 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Auch diejenigen Bauunternehmungen ſind in das Handelsregiſter einzutragen, 
deren gewerbsmäßiger Betrieb, ſeiner Natur nach, über den Umfang eines 
Handwerkes hinausgeht und daher im Sinne des Abſatzes 2 des Art. 272 
H. G. B. als ein Handelsgeſchäft anzuſehen iſt. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber die Berantwortlichkeit des obfiegenden Klägers 
für die Gebühr von gerichtlichen Urtheilen, insbefon- 
dere von handelsrechtlichen Bahlungsanflagen. 


Dieſe Verantwortlichkeitsfrage wird von Seiten der Finanzbehörden 
zu Ungunſten des obſiegenden Klägers entſchieden. Dieſe Anſicht wurde 
in dem, wenn auch im Reichsgeſetzblatte nicht kundgemachten, jedoch zur 
allgemeinen Kenntniß gelangten Finanzminiſterialerlaſſe vom 27. No- 
vember 1854, 8. 51.409, deshalb für richtig anerkannt, weil in den 
handelsgerichtlichen Zahlungsauflagen der Geklagte angewieſen wird, 
eine Geldſumme innerhalb drei Tagen, bei Vermeidung der Execution, 
an eine andere Perſon zu zahlen, weil ſomit erkannt wird, daß der 
eingeklagte Betrag an den Kläger zu übergehen hat, oder dasjenige, 
auß die T. P. 106, Al. 2 b überhaupt als eine Vermögensübertragung 
anſieht. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in ſeinem Erkenntniſſe vom 
2. December 1879, 3. 2315 (Budw. Nr. 630), die vom Kläger 
wider eine Entſcheidung des Finanzminiſteriums, worin demſelben die 
Haftung für die Gebühr vou einer handelsrechtlichen Zahlungsauflage 
auferlegt wurde, ergriffene Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen, 
und ſomit die Anſchauung, daß der obſiegende Kläger für die Urtheils⸗ 
gebühr von handelsrechtlichen Zahlungsauflagen zu haften habe, als 
dem Geſetze entſprechend anerkannt und dieſen Rechtsſatz in ſeinem 
ſpäteren Erkenntniſſe vom 8. März 1881, Z. 398 (Budw. Nr. 1036), 
aufrecht erhalten. 

Bei dieſer Sachlage dürfte es wohl ziemlich gewagt ſein, die 
entgegengeſetzte Anſicht verfechten zu wollen. Der Theorie darf jedoch 
nicht verargt werden, wenn ſie die Acten über eine wenn auch von der 
höchſten Autorität entſchiedene Streitfrage nicht für definitiv abgefchloſſen 
anficht und ſich der weiteren Forſchung auf dem betreffenden Gebiete 
nicht entzieht. Die Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 21. Juni 
1883, 3. 1368 (Budw. Nr. 1806), und vom 30. November 1883, 
3. 89 (Budw. Nr. 1931), bezüglich der Beitragspflicht juriſtiſcher 
Perſonen zu kirchlichen Concurrenzen, im Entgegenhalte zum Erkenntniſſe 


vom 24. Jänner 1878, Z. 109 (Budw. Nr. 198), ferner die 
Erkeuntniſſe vom 11. März 1881, 3. 353 (Budw. Nr. 1041), und 
vom 14. Juli 1882, 3. 1480 (Budw. Nr. 14821, bezüglich der 
Gemeindezuſchläge zur Verzehrungsſteuer, im Entgegenhalte zum Er⸗ 
keuntuniſſe vom 17. Jänner 1878, Z. 1760 (Budw. Nr. 192), und 
andere mehrere beweiſen überdies, daß dieſer hohe Gerichtshof ſeinen 
für die Verwaltungsrechtspflege ſo wichtigen Beruf zu hoch ſchätzt, um aus 
Rückſicht für die Gleichförmigkeit ſeiner Judicatur bei ſeiner bereits einmal 
ausgeſprochenen Rechtsanſchauung zu verharren, wenn deren Unhaltbarkeit 
durch eine eingehendere Forſchung an den Tag gelegt wird. Deshalb hat 
eine nochmalige, möglichſt allſeitige Erwägung der aufgeſtellten Streitfrage 
nicht nur ihren theoretiſchen Werth, ſondern es iſt derſelben außerdem 
nicht jede Möglichkeit eines praktiſchen Erfolges benommen. Ja, es dürfte 
bei der Inappellabilität der Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes 
dem Zwecke, welchen derſelbe durch Veröffentlichung ſeiner Erkenntniſſe 
zu erreichen angeſtrebt hat, nicht widerſtreiten, die aus feinen Entſchei⸗ 
dungen abgeleiteten, ebenſo wie die denſelben zu Grunde gelegten 
Rechtsſätze einer ſachmänniſchen, thunlichſt eingehenden Prüfung zu 
unterziehen und derart an der hochwichtigen Aufgabe der möglichſten 
Ausbildung und Vervollkommnung des Verwaltnngsrechtes Antheil zu 
nehmen. Dies iſt das Ziel, welches iu dieſem Aufſatze angeſtrebt wird. 
Sein Zweck wird erfüllt fein, wenn diejenigen, die mit ſeinen Ausfüh— 
rungen nicht einverſtanden wären, ſich veranlaßt ſehen ſollten, ihre Mei- 
nung auszusprechen und zu begründen, indem durch einen ſolchen Aus— 
tauſch von Anſichten und Beweggründen die Sache einer allſeitig be— 
friedigenden Löſung entgegengeführt wird. 

In den Entſcheidungsgründen des Erkenntniſſes des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes vom 2. December 1879, 3. 2315 (Budw. Nr. 630), 
wird angeführt, daß nach T. P. 106 des Gebührengeſetzes vom 9. Februar 
1850, R. G. Bl. Nr. 50, welche von den Vermögensübertragungen 
im Allgemeinen handelt, im Ablage A. 2 b auch Vermögensübertragungen 
durch richterlichen Spruch aufgezählt werden. Es muß daher ein zuer⸗ 
kennendes gerichtliches Urtheil, eine Zahlungsauflage, im Sinne des 
Gebührengeſetzes als eine Vermögensübertragung, oder, was vont 
Gebührenſtandpunkte dasſelbe iſt, als ein die Vermögensübertragung 
begründender Rechtstitel augeſehen werden. 

Nach § 68, Z. 5 dieſes Geſetzes ſind zur unmittelbaren Ent⸗ 
richtung der Gebühr bei Urtheilen die ſtreitenden Theile in dem Ver⸗ 
hältniſſe, als ſie zur Tragung der Gerichtskoſteu verurtheilt werden, 
verpflichtet. Im § 73, welcher von der perſönlichen Haftung im Allge— 
meinen handelt, wird unter ausdrücklicher Berufung auf den § 68, 
wo der unmittelbar Steuerpflichtige angegeben iſt, ohne bezüglich der 
Urtheilsgebühr eine Ausnahme zu ſtatuiren, beſtimmt, daß für die Ent: 
richtung der Gebühr zur ungetheilten Hand zu haften hat: „Z. 3. nicht blos 
derjenige, auf den die Sache zu übergehen hat, ſondern auch der andere 
Theil“, und zwar dieſer letztere unter den sub a und h angeführten 
Bedingungen. Die Haftung für die Gebührenentrichtung bezüglich des⸗ 
jenigen, auf welchen die Sache zu übergehen hat, und als ſolcher muß 
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beim zuerkennenden Erkenntuiſſe der Obſieger augeſehen werden, ift Darnach kann, ſobald ein rechtskräſtiges Urtheil vorliegt, über den 


ſonach geſetzlich ausgeſprochen, weshalb die Entſcheiduug, daß der 
Beſchwerdeführer für die Gebühr von den von ihm erwirkten Zahlungs— 
auflagen zu haften hat, geſetzlich gerechtfertigt erſcheint. 

Da nun keine ausdrückliche geſetzliche Anordnung beſteht, welche 
den obſiegenden Streittheil, auf den in Folge des gerichtlichen Spruches 
eine Sache vom anderen Theile überzugehen hat, von der Haftung für 
die unmittelbar zu entrichtende Urtheilsgebühr (ausnahmsweiſe) befreien 
würde, und kein Grund vorhanden iſt, welcher die allgemeine Regel 
des § 73, deſſen ſinn- und ſachgemäße Anwendung auf die erwähnte 
Gebühr nicht nur nicht ausgeſchloſſen, ſondern vielmehr durch die 
Citirung des § 68 geſetzlich geboten erſcheint, im gegebenen Falle 


unauwendbar ließe, jo war die Beſchwerde als unbegründet zurück- 


zuweiſen. 
Das Erkenutniß des Verwaltungsgerichtshofes beruht alſo auf 
folgenden zwei Rechtsſätzen: 1. ein zuerkennendes gerichtliches Urtheil 


iſt im Sinne des Gebührengeſetzes als eine Vermögensübertragung 


anzuſehen, und 2. die Haftung des Obſiegers für die von einem zuer— 
kennenden gerichtlichen Urtheile entfallende Gebühr iſt in dem Abſatze 3 
des 8 73 des Gebührengefeßes ausgeſprochen. 

Es iſt ſomit Aufgabe des vorliegenden Aufſatzes, die Haltbarkeit 


und Stichhältigkeit dieſer beiden Rechtsſätze erſchöpfend zu unterſuchen. 


Bei Prüfung des erſten von dieſen beiden Rechtsſätzen iſt vor 


Allem zu erwägen, ob es überhaupt in dem Wirkungskreiſe eines Ge 


ſetzes gelegen iſt, zu beſtimmen, als was ein richterlicher Spruch, wenn 
auch nur im Siune des Gebührengeſetzes, auzuſehen ſei, — und dann 
zur Erforſchung zu übergehen, ob das beſtehende Gebührengeſetz in der 
That angeordnet hat, daß ein jedes zuerkennendes gerichtliches Urtheil 
als eine Vermögensüberkragung anzuſehen jet. 

In erſter Richtung läßt ſich wohl nicht in Abrede ſtellen, daß 
den Beſtimmuungen des Gebührengeſetzes ein ſehr ausgedehntes Geltungs— 
gebiet zugeſtanden worden iſt, und daß bei deren Anwendung gewöhnlich 
oder doch weniſſtens öfters den Grenzen dieſes Geltungsgebietes keine 
allzu beengenden Schranken gezogen werden, deſſeuungeachtet ſcheint jedoch 
kein genügender Grund zur Annahme vorhanden zu ſein, der Geſetzgeber 
hätte dem Gebühreugeſetze die Macht zugeſtehen wollen, emen richterlichen 
Spruch als etwas Anderes anſehen zu laſſen, als was derſelbe in der That, 
ſeinem Weſen und Inhalte nach, anzuſehen iſt. Die Geſchichte weiß wohl 
Geſetze aufzuweiſen, welche Cäſaren in Götter verwandelten. Die Geſetz— 
gebung eines modernen Rechtsſtaates darf aber derartige Umwandlungen 
nicht ſchaffen, keinem Geſetze überhaupt die Macht einräumen, über das 


Streitgegenſtand kein Zweifel beſteheu, und die Finanzbehörden ſind 
nicht berechtigt, in eiue Prüfung und Erörterung der Frage einzugehen, 
ob das, was im Endurtheile zuerkaunt wurde, auch wirklich Gegenſtand 
des Streites geweſen war. 

In den, beiden verwaltungsgerichtlichen Erkeuntniſſen zu Grunde 
gelegten haudelsgerichtlichen Zahlungsauflagen iſt zu Recht erkannt 
worden, daß im Grunde des dem Geſuche um Erlaſſung der Zahlungs- 
auflage angeſchloſſenen Wechſels dem Belangten aufgetragen wird, die 
eingeklagte Summe dem Kläger binnen drei Tagen bei Vermeidung 
wechſelrechtlicher Execution zu zahlen. Dieſer richterliche Spruch iſt ſomit 
ein bloßes Anerkeuntuiß der ſchon vor ſeiner Erlaſſung beſtandenen, 
in dem beigeſchloſſeuen Wechſel begründeten Verpflichtung, die betreffende 
Wechſelſumme dem Kläger zu zahlen. In dieſem Spruche wird von 
einer neuen, ſelbſtſtändigen Vermögensübertragung ebenſo wenig Erwäh— 
nung gemacht, als von einem erſt hiedurch begründeten, eine Vermögeus— 
übertragung bewirkenden Rechtstitel. Deshalb iſt kein Anhaltspunkt 
vorhanden, eine derartige handelsgerichtliche Zahlungsauflage, wenn auch 
nur im Sinne des Gebührengeſetzes, als eine Vermögensübertragung oder 
als einen die Vermögensübertragung begründenden Rechtstitel anzuſehen. 

Ueberhaupt ſind richterliche Urtheile in der Regel bloße Auerkennt 
niſſe beſtehender Rechtsverhältuiſſe. Nur ausnahmsweiſe, z. B. bei Thei— 


lungen eines gemeinſchaftlichen Eigenthumes, können durch ein richterliches 


Urtheil neue Verhältuiſſe geſchaffen oder beſtehende umgewandelt werden, 
wodurch allerdings eine Vermögensübertragung bewirkt wird. Auf ſolche 
Ausnahmsfälle dürften wohl jene Beſtimmungen des Gebührengeſetzes 
Bezug haben, welche einer durch richterlichen Spruch bewirkten Ver— 
mögensübertragung erwähnen. Es iſt aber nicht zuläſſig, ſolche auf 
Ausnahmsfälle ſich beziehenden Geſetzesbeſtimmungen auf alle gerichtlichen 
Urtheile im Allgemeinen und insbeſondere auf handelsgerichlliche 
Zahlungsauflagen in Anwendung zu bringen. 

Sollte jedoch deſſenungegſhtet behauptet werden wollen, daß nicht 
nach dem Weſen, dem Wortlante und dem Inhalte eines richterlichen 
Spruches, ſondern mit Zugrundelegung einer Anordnung des Gebühren— 
geſetzes zu entſcheiden ſei, als was ein richterlicher Spruch bei Auwen 
dung des Gebührengeſetzes anzuſehen ſei, jo müßte wohl au die betreffende 
Geſetzesſtelle die Anforderung geſtellt werden, daß fie ganz klar, beſtimmt 
ausſpreche, ohne einem Zweifel darüber Raum zu laſſen, daß jedes 
zuerkennende Urtheil bei der Gebührenbemeſſung als eine Vermögeus— 


übertragung anzuſehen ſei. Iſt es aber thunlich, einen ſo weit gehenden 


Weſen richterlicher Sprüche abzuſprechen, und ſelbe, wenn auch bios 


als etwas Anderes anſehen zu laſſen, 
als was ſie ihrem Weſen und Inhalte nach ſind. Die Einſchaltung 
der Verwahrung „im Sinne des Gebührengeſetzes“ iſt entweder eine 
bloße Phraſe oder hätte zu bedeuten, daß ein Urtheil 
weder eine Vermögensübertragung, noch ein die Vermögensübertragung 
begründender Rechtstitel iſt, ſeinem Weſen und Inhalte zuwider zufolge 
irgend einer Beſtimmung des Gebührengejeßes bei der Gebührenbemeſſung 
im Widerſtreite mit der Wirklichkeit dennoch als eine Vermögensüber 
tragung angeſehen und behandelt werden müßte. Eine ſolche Tragweite 
kann aber offenbar weder dem bezogenen Abſatze K. 2 T. P. 106, 
noch auch überhaupt was immer für einer Beſtimmung des Gebühren— 
geſetzes zugeſtanden werden. Die Frage, ob ein richterlicher Spruch, 
wenngleich nur im Sinne des Gebührengeſetzes, als eine Vermögens- 
übertragung oder als ein die Vermögensübertragung begründender Rechts— 
titel anzuſehen ſei, darf vielmehr einzig und allein mit Zugrundelegung 


im Sinne des Gebührengeſetzes, 


des Weſens und des Inhaltes des fraglichen richterlichen Spruches 


gelöſt werden. 

Der Verwaltungsgerichtshof führt übrigens in den Entſcheidungs— 
gründen ſeines Erkenntniſſes vom 8. Juli 1884, 3. 1460 (Budw. 
Nr. 2200), an, daß nur aus dem Urtheile entnommen werden kann 
und darf, was Gegenſtand der Zuerkennung iſt. Nach $ 248 (325 g) 
G. O. iſt nämlich in jedem Urtheile auch der Gegenſtand, worüber 
der Streit geführt wird, auf eine genaue und deutlich beſtimmte Art 
auszudrücken und ſoll der Spruch ſelbſt dem Begehren der Partei 
gemäß verſtändlich und klar abgefaßt werden. Außerdem beſagt die 
Reſolution vom 14. Juli 1784, J. G. S. Nr. 306, das Urtheil 
ſolle den Gegenſtand des Streites und die in der Klage beſtimmt ange— 
führte Bitte dermaßen enthalten, damit man aus dem Urtheile ſelbſt 
genau wiſſe, was denn für ein Recht zu- oder aberkannt worden jet. 


welches an ſich 


Rechtsſatz durch bloße Schlußfolgerung aus dem Umſtande abzuleiten, 
daß in irgend einer Beſtimmung des Gebührengeſetzes, welche von 
Vermögensübertragungen im Allgemeinen handelt, auch Vermögensüber— 
tragungen durch richterlichen Spruch aufgezählt werden? 

Um jedoch der Sache ſelbſt auf den Grund zu ſehen, wird von 
allen obigen Erwägungen abgegangen und die bezogene Geſetzesbeſtim— 
mung des Abſatzes A. 20 T. P. 106 im Nachſtehenden einer all— 
ſeitigen Analyſe unterzogen. 

Die T. P 106 behandelt zwar Vermögensübertragungen im 
Allgemeinen. Die T. P 106 zerfällt jedoch in mehrere, ganz verſchieden⸗ 
artige Anordnungen enthaltende Abtheilungen und der dem verwaltungs— 
gerichtlichen Erkeuntuiſſe zu Grunde gelegte Abſatz A. 2 b dieſer Tarif 
poſt bildet einen integrirenden Beſtandtheil jener Abtheilung, welche 
nicht auf Vermögeusübertragungen im Allgemeinen, ſondern blos auf 
Uebertragungen des Eigenthumsrechtes, des Fruchtgenuſſes oder des 
Gebrauchsrechtes unbeweglicher Sachen Bezug hat. Die gezogene Schluß— 
folgerung könnte ſohin nur dann einen Auſpruch auf Folgerichtigkeit 
haben, wenn aus dem Umſtande, daß richterliche Sprüche im Abſatze 
\. 2 der T. P. 106 aufgezählt werden, darauf geſchloſſen werden 
würde, daß ein zuerkennendes richterliches Urtheil, eine Zahlungsauflage 
im Sinne des Gebührengeſetzes, wohl nicht als eine Vermögensüber⸗ 
tragung im Allgemeinen, ſondern als eine Uebertragung des Eigenthums⸗ 
rechtes, des Fruchtgenuſſes oder des Gebrauchsrechtes unbeweglicher 
Sachen auzuſehen ſei. Weil aber eine ſolche Schlußfolgerung nicht 
gezogen wird und offenbar unrichtig wäre, ſo darf um ſo weniger die 
Erwähnung der Urtheile als die Vermögensübertragung unbeweglicher 
Sachen begründender Rechtstitel in dem Sinne gedeutet werden, als ob 
das Geſetz hiedurch angeordnet hätte, daß jedes zuerkennende richterliche 
Urtheil, jede Zahlungsauflage als eine Vermögeusübertragung im 
Allgemeinen anzuſehen wäre. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Auch diejenigen Bauunternehmungen ſind in das Handelsregiſter 
einzutragen, deren gewerbsmäßiger Betrieb, ſeiner Natur nach, 
über den Umfang eines Handwerkes hinausgeht und daher im 
Sinne des Abſatzes 2 des Art. 272 H. G. B. als ein Handels: 
geſchäft anzuſehen iſt. 

Mit Beſcheid des k. k. Handelsgerichtes in Prag vom 24. April 
1882, Z. 23.812, wurde das Geſuch des Johann Muzika, k. k. Bau⸗ 
rathes, und des Karl Schnabel, penſionirten Material-Oberverwalters 
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der k. k. priv. öſterr. Staatseiſenbahn-Geſellſchaſt in Prag, um Ein- 
tragung der Firma „Banunternehmung J. Muzika und K. Schnabel“ 
in das Handelsregiſter für Geſellſchaftsfirmen abgewieſen und den Ein- 
ſchreitern der Gebrauch dieſer Firma bei Vermeidung einer Geldſtrafe 
von 50 fl. verboten, weil gemäß Art. 15 H. G. B. nur ein Kanf- 
mann berechtigt iſt, eine Firma zu führen; weil nach Art. 4 H. G. B. 
als Kaufmann blos Derjenige anzuſehen iſt, welcher gewerbsmäßig 
Handelsgeſchäfte betreibt; weil die Unternehmung von Eiſenbahn- uud 
anderen Bauten weder im Sinne des Art. 271, noch des Art. 272 
H. G. B. als ein Handelsgeſchäft angeſehen werden kann, zumal der 
im Geſuche berufene Abſatz 1 des Art. 272 H. G. B. vorausſetzt, daß 
die beweglichen Sachen, deren Bearbeitung oder Verarbeitung für Andere 
übernommen wird, auch nach der Bearbeitung oder Verarbeitung beweg⸗ 
liche Sachen bleiben, während bei der Uebernahme von Bauten unbe- 
wegliche Sachen geſchaffen werden, welche um jo mehr ans dem Gebiete 
des Handelsrechtes auszuſcheiden find, als Art. 275 H. G. B. ſchon 
den Vertrag über eine unbewegliche Sache ausdrücklich als kein Han— 
delsgeſchäft erklärt; weil ſomit Einſchreiter nicht berechtigt ſind, eine 
Firma zu führen und deren Eintragung in das Handelsregiſter zu ver— 
langen; und weil ſchließlich auch die Geſuchsangabe, daß eventuell auch 
der Betrieb der erbauten Eifenbahnen Gegenſtand des Unternehmens 
der Einſchreiter iſt, inſolange nicht in Betracht kommen kann, als ſie 
nicht dieſe Eiſenbahnen thatſächlich im Sinne des Art. 272, Abſatz 3 
2. G. B. betreiben. 

Nachdem aber den Einſchreitern das Recht, eine Firma zu führen, 
nicht zuſteht, wird ihnen unter Einem der Gebrauch der Firma „Bau— 
unternehmung J. Muzika und K. Schnabel“ bei Vermeidung einer Geld⸗ 
ſtrafe von 50 fl. ö. W. hiemit verboten. 

Den von Johann Muzika und Karl Schnabel wider den handels— 
gerichtlichen Beſcheid ergriffenen Recurs hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Prag mit Verordnung vom 26. Juni 1882, 3. 18.895, abge— 
wieſen, denn wenn auch jener Theil des Unternehmens, welcher ſich auf 
die Herſtellung des ſogenannten Rollmateriales bezieht, welches im Sinne 
des § 5, Abſatz 2 c des Geſetzes vom 19. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 70, vor deſſen Verwendung zum Fahrbetriebe einer bereits beſte— 
henden Bahn, ſomit für den Erzeuger und Veräußerer als bewegliche 
Sache anzuſehen iſt nicht unter die Beſtinmungen des Art. 275, 
ſondern unter jene des Art. 271, Abſatz 1 H. G. B. fällt, ſo iſt doch 
auf dieſen allein zur Regiſtrirung geeigneten Theil des Geſchäftes die 
Bezeichnung „Bauunternehmung“ unzutreffend, und daher die Eintra— 
gung der ſo lautenden Firma nach Art. 16 H. G. B. unzuläſſig, weil 
eben eine Bauunternehmung, und ſelbſt eine Eiſenbahnunternehmung, 
die Weiterveräußerung angekaufter beweglicher Sachen in der Regel nicht 
ee daher jedenfalls dieſe Bezeichnung aus der Firma zu entfallen 
und 5 Were übrigem zuläſſigen allgemeinen Wortlaute „J. Muzika 
ein ere übrigens möglicherweiſe ohnehin durch den ſeither 
Sni noch a des J. Muzika eine Aenderung eintreten dürfte, wo— 
11006 0 emerkt wird, daß die Anmeldung zum Zwecke des even— 
15 Betriebes der erbauten Eiſenbahnen über den im Gewerbsſcheine 
een Umfang der Gewerbsberechtigung „Betrieb des Gewerbes 
oder Unternehmung von Eiſenbahn- und anderen Bauten“ hinausgeht, 


und erſt nach erlangter diesfälliger Conceſſion Gegenſtand einer Anmel— 
dung ſein könnte. 


8 In dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe wird vorgebracht, daß 
der Zuſatz „Bauunternehmung“ nach Art. 16 H. G. B. zuläſſig iſt, 
da Recurrenten eben nur als Bauunternehmer das für eine Bahn erfor⸗ 
derliche Roll⸗ und anderes Material anſchaffen und weiter veräußerrn 
9 ein ſeparates Geſchäft damit aus praktiſchen Gründen nicht zu 
b en iſt. Durch das Ableben des J. Muzika habe die Regiſtrirung 
der Firma ihre Wichtigkeit nicht verloren. Es wird die Bitte geſtellt, 


| 


in Abänderung der unterrichterlichen Erledigungen die angeſuchte Firma— 
eintragung zu bewilligen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Erlaß vom 23. Auguft 
1882, 3. 9414, in der Erwägung, daß der gewerbsmäßige Betrieb 
von Bauunternehmungen im gegebenen Falle nach Ausweis des beige— 
brachten Gewerbsſcheines Schon ſeiner Natur nach über den Umfang 
eines Handwerkes hinausgeht, daher im Sinne des Art. 272, Abſatz 1 
H. G. B. als ein Handelsgeſchäſt anzuſehen iſt, zumal das diesfalls 
entſcheidende Moment nicht in dem Erzeugen, ſondern in der Ueber— 
nahme der Bearbeitung oder Verarbeitung beweglicher Sachen für Andere 
gelegen iſt, hienach den Einſchreitern die Eigenſchaft von Kaufleuten im 
Sinne des Art. 4 H. G. B. nicht abgeſprochen und bei der Beſchaffen— 
heit dieſes Gewerbsbetriebes auch der gewählte Zuſatz „Bauunterneh— 
mung“ im Hinblicke auf Art. 16 H. G. B. mit Grund nicht bean- 
ſtändet werden kann — dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe ftatt- 
gegeben, in Abänderung beider untergerichtlichen Erledigungen die mit 
dem Geſuche de praes. 21. April 1882, Z. 23.812, begehrte Ein- 
tragung der Firma „Bauunternehmung J. Muzika und K. Schnabel“ 
in das Handelsregiſter für Geſellſchaftsfirmen bewilligt und dem k. k. 
Handelsgerichte in Prag verordnet, wegen des Vollzuges dieſer Eintra- 
gung das Weitere dem Geſetze gemäß zu veranlaſſen. Jur. Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


XXX. Stück. Ausgeg. am 2. Juli. — 104. Conceſſionsurkunde vom 
12. Mai 1884 für die Locomotiveiſenbahn von St. Pölten nach Tulln nebſt 
Abzweigungen. — 105. Geſetz vom 1. Juni 1884, betreffend die Unterdrückung 
der Skrljevo⸗Krankheit in Dalmatien. — 106. Verordnung des Handelsminiſters 
vom 1. Juli 1884, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des mit Ver⸗ 
ordnung vom 10. Juni 1874 (R. G. Bl. Nr. 75) eingeführten Betriebsreglements 
für die Eiſenbahnen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, bezw. 
der mit den Verordnungen vom 15. September 1881 (R. &. Bl. Nr. 100) und vom 
1. Mai 1883 (R. (. Bl. Nr. 52) eingeführten neuen Faſſung der Anlage D zu 


demſelben. 


XXXI. Stück. Ausgeg, am 3. Juli. — 107. Verordnung der Miniſterien 
des Innern, des Handels und der Finanzen vom 1. Juli 1884, betreffend das 


Verbot der Ein- und Durchſuhr von Hadern, altem Tauwerk, für den Handel 


beſtimmten alten Kleidern, gebrauchter Leihwäſche und gebrauchten Bettzeuges 
aus Fraukreich, Algier und Tunis. 

XXXII. Stück. Ausgeg. am 5. Juli. — 108. Verordnung des Handels— 
minifteriums vom 19. Juni 1884, betreffend die Einziehung der Poſtwerth⸗ 
zeichen der Emiſſion vom Jahre 1867 109. Geſetz vom 23. Juni 1884, 
betreffend die Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe des krainiſchen Landtages bezüglich 
der für den krainiſchen Grundentlaſtungsfond im Jahre 1884 einzuhebenden 
Zuſchläge zu deu direeten Steuern. 110. Verordnung des Handelsminiſters 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 30. Juni 1884, womit 
die Miniſtertalverordnung vom 17. September 1883 (R. G. Bl. Nr. 148, 
betreffend die Bezeichnung der handwerksmäßigen Gewerbe ergänzt und theilweiſe ab⸗ 
geändert wird. 111. Verordnung der Miniſterien des Innern und des Handels vom 
3. Juli 1884, durch welche die Miniſterialverordnung vom 4. Februar 1859 
(R. ©. Bl. Nr. 30) über die Verwendung von Chlorkali bei der Erzeugung von 


Reibzündhölzchen abgeändert wird. 


XXXIII. Stück. Ausgeg. am 8. Juli. — 112. Staatsvertrag vom 5. Mai 
1884 zwiſchen Defterreich-Ungaru und Sachſen, betreffend mehrere Eiſenbahn⸗ 
auſchlüſſe an der öſterreichiſch-ſächſiſchen Landesgrenze (bei Graslitz, Moldau 
Mulde], Reitzenhain und Johann-Georgenſtadt!. 

XXXIV. Stück. Ausgeg. am 15. Juli. — 113. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 1. Juli 1884, womit der V. Prick'ſche Spiritusmeßapparat, Syſtem J. Weiſer, 
bei der Productverſteuerung in Branntweinbrennereien zugelaſſen und deſſen 


Beſchreibung ſammt Zeichnung, ſowie die Verwendungsvorſchrift bekannt- 
gegeben wird. 
XXXV. Stück. Ausgeg. am 17. Juki. — 114. Erlaß des Finanzmini⸗ 


ſteriums vom 14. Juli 1884 zur Vollziehung der geſetzlichen Beſtimmungen, 
betreffend die Beſteuerung der Branntweinerzeugung und der mit dieſer ver⸗ 
bundenen Preßhefeerzeugung. 


XXXVI. Stück. Ausgeg. am 19. Juli. — 115. Geſetz vom 21. Juni 
1884 über die Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und Frauensperſonen, 
dann über die tägliche Arbeitsdauer und die Sonntagsruhe beim Bergbaue. 
116. Geſetz vom 30. Juni 1884, betreffend die Förderung der Landescultur auf 
dem Gebiete des Waſſerbaues. — 117. Geſetz vom 30. Juni 1884, betreffend 
Vorkehrungen zur unſchädlichen Ableitung von Gebirgswäſſern. — 118. Ver⸗ 
ordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 5. Juli 1884, 
betreffend einige Abänderungen der zollämtlichen Einrichtungen in Iſtrien. 
119. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 15. Juli 1884, betreffend 
die Theilung des politiſchen Amtsbezirkes Karolinenthal in Böhmen, dann die 
Errichtung einer neuen Bezirkshauptmannſchaft in der Stadt „Königliche Wein⸗ 
berge“ bei gleichzeitiger Auflaſſung der Bezirkshauptmannſchaft Polna. 

XXXVII. Stück. Ausgeg. am 22. Juli. 120. Conceſſionsurkunde vom 
2. Juni 1884 für die Locomotiveiſenbahn von Spielfeld nach Radkersburg. 
— 121. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 11. Juli 1884, betreffend 
die weitere Verwendung der Poſtſparkarten mit eingeprägter Fünfkreuzer⸗Brief⸗ 
marke der Emiſſion vom Jahre 1867. — 122. Verordnung des Handelsminiſters 
vom 15. Juli 1884, betreffend die Regelung der Beziehungen der Generaldirection 
der öſterreichiſchen Staatsbahnen zur Generalinfpection der öſterreichiſchen Eiſen⸗ 
bahnen. 


XXXVIII. Stück. Ausgeg. am 26. Juli. — 123. Kaiſerliches Patent 
vom 22. Juli 1884, betreffend die Einberufung des Landtages von Vorarlberg. 
XXXIX. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. — 124. Staatsvertrag vom 


19. Jänner 1884 mit dem Fürſtenthume Liechtenſtein bezüglich der Juſtiz⸗ 
verwaltung in dieſem Fürſtenthume. — 125. Verordnung des Ackerbauminiſteriums 
vom 11. Juli 1884, betreffend die Zulaſſung zur Prüfung für den techniſchen 
Dienſt in der Staatsforſtverwaltung. 126. Kundmachung des Finanzminiſteriums 
vom 28. Juli 1884, betreffend die Erweiterung der Verzollungsbefugniſſe des 
k. k. Nebenzollamtes II. Claſſe Faſana. 

XL. Stück. Ausgeg. am 7. Auguſt. 127. Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 8. Juli 1884, betreffend die Entrichtung der Stempelgebühr 
für in Form von Telegrammen aus Bosnien und der Herzegovina eingebrachte 
Eingaben. — 128. Geſetz vom 11. Juli 1884, betreffend die Beitragsleiſtung 
des Staatsſchatzes zu den Koſten der Regulirung des Glanfluſſes in Kärnten. — 
129. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 27. Juli 1884, betreffend die 
Erläuterung des Punktes 2 des § 16 der Durchführungsvorſchrift zum allgemeinen 
Zolltarife. 130. Kaiſerliche Verordnung vom 28. Juli 1884, betreffend die 
Gewährung von Unterſtützungen aus Staatsmitteln für die durch Ueberſchwemmungen 
heimgeſuchten Gegenden von Galizien, Lodomerien und Krakau. — 131. Ver⸗ 
ordnung des Miniſteriums des Innern vom 1. Auguſt 1884, womit eine Er⸗ 
läuterung zur Verordnung vom 14 März 1884 (R. G. Bl. Nr. 34), betreffend 
die Regelung des Handverkaufes in Apotheken, erlaſſen wird. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten 
Oberpoſtdirector in Graz Karl Ritter von Glotz anläßlich deſſen Penſionirung 
das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Nikolaus Fin in Zara den 
Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den ärztlichen Concipiſten bei der küſtenländiſchen 
Statthalterei Dr. Adalbert Bohata zum Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitäts⸗ 
referenten ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Director der Reichs⸗Centralcaſſe Ferdinand 
Angerer anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Controlor der Reichs⸗Centralcaſſe Ferdinand 
Fauſek zum Director dieſer Caſſe ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär German Zuech zum Statthaltereiſecretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Konrad Grimm zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Johann 
Böltz zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Krain ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Ferdinand Amberger zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt 
in Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Cornel Heinrich zum Baurathe, die Ingenieure Karl Töpfer 
und Roman Bielanski zu Oberingenieuren und die Bauadjuncten Victor Ritter 
von Bronikowski und Kaſimir Leo Machniewicz zu Ingenieuren für den 
Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 


Der Reichs⸗Finanzminiſter hat den Titular⸗Rechnungsrath des Reichs⸗Finanz⸗ | 


miniſteriums und proviſoriſchen Finanzrath und Vorſtand des Rechnungsdepartements 
der Landesregierung für Bosnien und die Herzegovina Auguſt Hueber zum 
Controlor der Reichs⸗Centralcaſſe ernannt. 
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Der Finauzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Finanzſecretär Martin Golf zum Finanzrathe der Finanzdirection 
in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Secretär Dr. Joſeph 
Höberth von Schwarzthal zum Finanzrathe der Finanzprocuratur in Zara 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphenamts⸗Verwalter Clemens Freiherrn 
von Breiten⸗Landenberg zum Oberpoſtverwalter in Karlsbad und den Poſt⸗ 
verwalter Johann Kral zum Oberpoſtverwalter in Auſſig ernannt. 


Erledigungen. 
Kanzliſtenſtellen bei der k. k. Polizeidirection in Wien in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 104. 
Rechnungsrathsſtelle in der achten Rangsclaſſe bei dem Rechnungsdepartement 
der k k. niederöſterreichiſchen Finanz-⸗Landesdirection in Wien, bis 5. Juni. 
(Amtsbl. Nr. 105.) 


Neuigkeit 
der Manz’schen k. k. Hof. Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien. ., Kohlmarkt 7. 


Bibliotheca juridica. 
Verzeichniss der vorzüglichsten Werke 


aus allen Zweigen der 


Rechts- und Staatswissenschaft. 


Achte, sehr veımehrte und mit einem Namensregister versehene Ausgabe. 
(Geschlossen mit Ende August 1884.) 
188 Seiten. gr. 8. Preis I fl., cartonnirt I fl. 20 kr. 

Die fortschreitende Entwicklung der Literatur auf allen Gebieten 
des menschlichen Wissens, unter denen dıe Rechts- und Staatswissen- 
schaft keineswegs zurückbleibt, bringt fortwährend eine grosse Anzahl 
neuer Erscheinungen auf den Büchermarkt, deren Classifieirung und 


‚systematische Beachtung dem ruhig forschenden Gelehrten, wie dem 


im Amte beschäftigten Juristen und Verwaltungsbeamten nicht immer 
möglich ist. 

Die jetzt bereits achtmal erschieneie Bibliotheca juridica verfolgt 
nun den Zweck, die hervorragendsten Erscheinungen in eine systema- 
tische Ordnung gereiht zu verzeichnen. um so dem Theoretiker wie 
dem Praktiker einen Leitfaden in die Hand zu geben, welcher als 
sicherer Führer durch die Fachliteratur gelten kann. 


Zu beziehen durch obigen Verlag und alle Buchhandlungen. 


Pränumerations - Einladung 
auf den Jahrgang 1885 
der 


Erkenntnisse 
des 
K. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Zusammengestellt auf dessen Veranlassung von 


Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Wir erlauben uns auf die Pränumeration des eben beginnenden 
Jabrganges 1885 zum bogenweisen Bezuge ergebenst einzuladen. 
Pränumerationspreise wie bisher 
für Bogen 1 bis 
für Bogen 1 bis 
für Bogen 1 bis 
für Bogen 1 bis 40 
inclusive Rranko-Postversendung. 


E 0 — 
Bere 


Achtungsvoll 


Manz’sche k. k. Hof-Verlags- und Tniversitäts-Bachhandlung 
in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


b Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 3 der Erkenntniſſe 1885. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


